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Die Kriegslage vom Herbst 1943 bis zum Winter 1944/45 und das 
Entstehen der Vereinbarungen über die Grenzen der Besatzungs-
zonen in Deutschland 

Historische Bedeutung kommt in erster Linie den Entscheidungen und Ereignissen 
zu, denen später eine große Wirkung zuwächst. Als wichtigste Folge des Zweiten 
Weltkrieges dürfte für das deutsche Volk die Spaltung Deutschlands auf nicht abseh-
bare Zeit zu nennen sein. Das geschichtliche Erkenntnisinteresse wandte sich deshalb 
schon frühzeitig einerseits der Entfesselung und den Wendepunkten des Zweiten 
Weltkrieges zu, andererseits den Jahren der Spaltung Deutschlands 1945—19491 so-
wie den Jahren der angeblich versäumten Möglichkeiten, die Spaltung 1952/53 doch 
noch aufzuhalten2. Erstaunlicherweise blieb jedoch trotz umfangreicher Forschungen 
das Entstehen der Vereinbarungen über die Grenzen der vorgesehenen Besatzungszo-
nen in Deutschland verhältnismäßig wenig beachtet. 
Zunächst schien diese Aufteilung auch tatsächlich keine herausragende Bedeutung zu 
haben: mit einer noch zu nennenden Ausnahme (s. Anm. 24) hatten wenigstens die 
britische und amerikanische Führung die Zonengrenzen nicht als Sollbruchstellen für 
ein »dismemberment of the Reich« vorgesehen. Insofern war es anfänglich vollauf be-
rechtigt, daß die historische Forschung der Entstehung der Zonengrenzen weniger 
Aufmerksamkeit schenkte. Die Ergebnisse der langwierigen Verhandlungen zwischen 
Briten und Amerikanern und der noch schwierigeren mit den Franzosen über die ih-
nen zu überlassende Zone haben ohnehin keine dauernde Wirkung auf das Schicksal 
Deutschlands gehabt — abgesehen von der während der Nachkriegsjahre geprägten 
inneren Entwicklung der westdeutschen Länder. 
Der Entscheidung über die Ausdehnung der sowjetischen Besatzungszone kam eine 
größere Bedeutung zu; das befürchteten schon 1945 insbesondere die betroffenen Be-
völkeruiigskreise. Es blieb dabei unbekannt, wie relativ frühzeitig, schnell und beiläu-
fig die Einigung der Siegermächte über die Demarkationslinie zwischen Ostzone und 
Westzonen erreicht worden war. Wichtiger als die Erforschung des Zustandekom-
mens dieser Grenze, wofür ohnehin noch kein Quellenmaterial vorlag, erschienen in 
den ersten Jahren nach 1945 Erkenntnisse über die zwischen den vier Siegermächten 
verhandelten Grundsätze der Besatzungspolitik, der Kontrolle über Deutschland, der 
Oder-Neiße-Linie und der gemeinsamen Besetzung Berlins. Zu diesen Problemen la-
gen von Anfang an die zahlreichen veröffentlichten Erklärungen der Westmächte und 
der Sowjetunion vor, insbesondere im Zusammenhang mit den Konferenzen von Te-
heran, Jalta und Potsdam. 
Bis 1950 wurde durch erste angloamerikanische Dokumentenveröffentlichungen, Me-
moiren und Aufsätze deutlich, welche umfangreiche Rolle die Europäische Beratende 
Kommission (European Advisory Commission, EAC) bei der Vorbereitung der Besat-
zung und Kontrolle in Deutschland gespielt hatte3. Die Einrichtung dieser Kommis-
sion wurde auf der Moskauer Konferenz der drei Außenminister im Oktober 1943 
beschlossen, gerade als die sowjetische Rückeroberung Kiews bevorstand. Die EAC 
trat in London am 15. Dezember 1943 erstmals informell zusammen; in ihr waren die 
britische Seite durch Sir William Strang vom Foreign Office, die sowjetische und 
amerikanische Seite durch die beiden Botschafter in London, Gusew und Winant, 
vertreten4. Obwohl die EAC auch Probleme anderer europäischer Länder zu behan-
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einer von mehreren Aufträgen war, legten die Briten schon auf der zweiten Sitzung 
der EAC am 15. Januar 1944 eine Karte der Besatzungszonen vor. Dieser Sachver-
halt, der wesentlich die Zuweisung von 46% der Fläche des Deutschen Reiches an 
den sowjetischen Machtbereich vorentschied, war bereits 1950 bekannt. Allerdings 
waren damals noch nicht alle — im folgenden noch zu erwähnenden — Gründe für 
diesen britischen Schritt ersichtlich. 
Aufgrund der inzwischen verbesserten Quellenlage konnte 1953 Boris Meissner in 
größerem Zusammenhang ein weitgehend zutreffendes Bild von der sowjetischen 
Haltung zur westalliierten Deutschlandpolitik geben. Er stellte das Zustandekommen 
der Zonengrenzen ziemlich kurz dar, zeigte aber eine Verbindung mit der Kriegslage 
auf, indem er auf die nach der Schlacht von Kursk im Sommer 1943 wiederherge-
stellte außenpolitische Handlungsfreiheit der Sowjetregierung hinwies5. Hauptsäch-
lich befaßten sich Meissners Anfangskapitel mit den Fragen der Kriegskonferenzen: 
deutsche Ostgrenze, Zerstückelung6 Deutschlands und vorgesehene Besatzungspoli-
tik. 
Die erste umfangreiche Arbeit über die Spaltung Deutschlands lieferte Ernst Deuer-
lein. Er stellte die verschiedenen Pläne und Absichten der Siegermächte zur Aufglie-
derung Deutschlands dar, widmete der Einteilung der Zonen jedoch nur wenige Sei-
ten7. Den größeren Rahmen der Teilung Europas behandelte Wolfgang Wagner, 
ohne bei der Schilderung der Zoneneinteilung jedoch über die bis dahin bekannten 
Einzelheiten hinauszugehen8. Günter Moltmann erschloß in seinem Werk über die 
amerikanische Deutschlandpolitik neue amerikanische Dokumentenveröffentlichun-
gen, Korrespondenzen und Memoiren. In Anbetracht der sonstigen vielfältigen politi-
schen Probleme blieb die Zoneneinteilung auch bei ihm nur kurz angesprochen. Be-
sonders hervorgehoben wurde, daß der Zonenplan keinem Teilungsplan entsprochen 
habe, sondern nur die Besetzung Deutschlands vorbereiten sollte9. 
Ebenfalls nur andeutend behandelte Thilo Vogelsang die Entstehung der Zonengren-
zen in seinem zusammenfassenden Taschenbuchband über die Teilung Deutsch-
lands 10. Etwa gleichzeitig brachte Hans-Peter Schwarz die Erörterung der Zonenein-
teilung in der deutschen Literatur erstmals in einen Bezug zur Kriegslage11. Ausge-
hend von dem Begriff der »policy of postponement« (Aufschub) unter Roosevelt hob 
er hervor, daß die US-Kriegführung — mit dem Ziel, möglichst schnell, blut- und ko-
stensparend den Sieg in Europa zu erringen — die militärischen Entscheidungen nicht 
unter weitreichenden strategischen Gesichtspunkten betrachtet und zu keiner voraus-
schauenden Nachkriegsplanung koordiniert hatte. Ein weiteres Motiv Roosevelts für 
sein Hinauszögern von Entscheidungen über Deutschland sei seine Absicht gewesen, 
sich sowohl Großbritiannien wie der Sowjetunion gegenüber freie Hand zu sichern. 
Zur Bestätigung der Demarkationslinie während der Konferenz von Jalta stellte 
Schwarz richtig heraus: da die Rote Armee damals bereits an der Oder gestanden 
habe, während die Westalliierten noch westlich des Rheins kämpften, »war diese Re-
gelung vom angelsächsischen Standpunkt aus bestimmt kein schlechtes Geschäft«. 
Den früheren Darstellungen zustimmend, urteilte Schwarz: »Ein Zusammenhang 
zwischen der langfristigen Deutschlandlösung und der Zonenteilung wurde nicht ge-
sehen«; Churchill habe zwar im Frühjahr 1945 von Woche zu Woche immer deutli-
cher die Gefahren der Entwicklung erkannt, eine Weigerung zum Truppenabzug auf 
die vereinbarte Demarkationslinie sei aber ernstlich weder für die Briten und schon 
gar nicht für die Amerikaner in Frage gekommen. 
Das Bild von den alliierten Deutschlandverhandlungen 1943—45 vervollständigte sich 
1969—71 durch einige deutsche Zeitschriftenaufsätze12. Deuerleins Arbeit über die 
Präjudizierung der Teilung Deutschlands brachte neben einigen zutreffenden Ge-
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ten Attlee-Plans über die Zonengrenzen — angeblich im Frühjahr 1943 —, die in kei-
ner Weise durch die von ihm als Quelle benannte britische Darstellung13 zu belegen 
ist. Während Meissners Aufsatz die Arbeit der EAC vor allem aus völkerrechtlicher 
Sicht würdigte, gab Kowalski zum Wirken der EAC einen guten Uberblick, ohne al-
lerdings Gewicht auf die Zonengrenzziehung zu legen. 
Spätere Arbeiten Wettigs und Meissners wiederholten die irrtümliche Darstellung 
Deuerleins über den Attlee-Plan. Den Hintergrund dieses britischen Plans zeigte 
Wettig jedoch überzeugend auf: es ging darum, die sowjetische Seite für eine gemein-
same Verwaltung des besetzten Deutschlands zu gewinnen. »Der britische Vorschlag, 
der die Basis der Übereinkunft über die Besatzungszonen und das Sondergebiet Ber-
lins bildete, hatte gleichzeitig eine integrierte Willensbildung der Besatzungsmächte 
bei der Regierung Deutschlands vorgesehen. In der Tat hatte die gemeinsame Präsenz 
der alliierten Staaten in der deutschen Hauptstadt, zumal in Anbetracht von deren In-
sellage, nur dann einen Sinn, wenn ein interalliiertes Gremium von hier aus die Ge-
schicke Deutschlands bestimmen würde.«14 Die Übereinkunft über die Abgrenzung 
der Besatzungszonen und -Sektoren sei jedoch nicht »von der Einigung über einen ge-
meinschaftlichen Regierungsmodus abhängig gemacht« worden. Diese Unterlassung 
sei in damaliger Sicht kein Widerspruch gewesen, da man sich die Besetzung 
Deutschlands als Provisorium vorstellte und deshalb nicht schon gleichzeitig seine 
staatliche Zukunft — nämlich seine »Zerstückelung« — regeln zu müssen glaubte. 
Alexander Fischer erschloß in seiner 1972 entstandenen Habilitationsschrift in größe-
rem Umfang, als es bisher geschehen war, Material der SED und aus dem Bereich der 
Sowjetunion. Für die Entstehung der Zonengrenzen ergaben sich dabei jedoch keine 
neuen Gesichtspunkte15. Ernst Nolte sprach das Zustandekommen der Demarka-
tionslinie nur nebenbei an, obwohl seine weit ausholende, gedankenreiche Darstel-
lung der Ursprünge des Kalten Krieges stellenweise sehr ausführliche Detailinforma-
tionen enthält16. 
Die bisher inhaltreichste Bewertung der Verhandlungen über die Zoneneinteilung von 
deutscher Seite leistete Hans Herzfeld im 1. Kapitel seines Werkes über Berlin in der 
Weltpolitik17. Er verknüpfte die Kriegslage mit den jeweiligen amerikanischen und 
britischen Überlegungen zur Zonengrenzziehung und gelangte dabei zu neuen, zuvor 
kaum beachteten Erkenntnissen. Hierzu gehört insbesondere die Vorstellung Roose-
velts über eine US-Besatzungszone im Nordwesten Deutschlands, die gegenüber der 
sowjetischen Zone durch die Linie Stettin — Berlin — Plauen/Hof abgegrenzt werden 
sollte18. Roosevelt habe diesen Gedanken auf dem Schlachtschiff »Iowa« am 19. No-
vember 1943 — auf der Fahrt zu den Konferenzen von Kairo und Teheran — im 
Kreise seiner Stabschefs geäußert. Es sei damals unübersehbar gewesen, daß ein sol-
cher amerikanischer Anspruch auf 46% des deutschen Gebiets und 51% der deut-
schen Bevölkerung zu scharfen Kontroversen mit den Sowjets (und den Briten) ge-
führt und daß die damalige amerikanische Kriegsleistung diesem Anspruch nicht ent-
sprochen hätte. So sei es kein Zufall gewesen, wenn niemand die offiziell für die Ver-
handlungen zuständigen Stellen über diese Meinung des Präsidenten informiert habe. 
Ein entscheidender Fortschritt in der Erforschung der Zoneneinteilung gelang Toni 
Sharp19 mit einer Zusammenfassung der bis Anfang der 70er Jahre erschienenen um-
fangreichen britisch-amerikanischen Memoirenliteratur, Darstellungen und Aktenpu-
blikationen20. Darüber hinaus benutzte Sharp britische Aktenbestände erstmalig. 
Seine Untersuchung dürfte auf lange Sicht (sowjetische Quellen hierzu werden auf 
absehbare Zeit nicht zu erschließen sein) für dieses Thema richtunggebend bleiben. 
Bedauerlicherweise liegt noch keine deutsche Übersetzung von Sharps Dissertation 
vor. Die Lektüre dieses vorwiegend berichtenden Buches ist insofern mühsam, als die 
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Abkürzungen benannt und erst durch ein Abkürzungsverzeichnis am Anfang des Bu-
ches zu erschließen ist. Aber gerade dieses genaue Verfolgen der Entscheidungsfin-
dung zwischen den konkurrierenden Instanzen macht die Darstellung interessant und 
führt zu detaillierten Erkenntnissen. In der Interpretation verbindet Sharp die jeweili-
gen Entscheidungen über die Zonengrenzen mit der Kriegslage, allerdings erst ab 
Frühjahr 1944. Eine Berücksichtigung deutscher Literatur fehlt — verständlicherweise 
— bei den oben angesprochenen sehr knappen deutschen Äußerungen zu diesem 
Thema. 
Gleichzeitig mit Sharp und ebenso auf breiter Quellengrundlage — allerdings nur in 
einem Abschnitt — hat Earl F. Ziemke in einem Band der (U.S.)Army Historical Se-
ries die Entstehung der Zonengrenzen dargestellt21. Ziemkes Schilderung stimmt mit 
den ausführlicheren Forschungsergebnissen des Briten Sharp überein. Deshalb soll 
hier, den letzteren folgend, der gegenwärtige Erkenntnisstand — im Zusammenhang 
mit weiterer Literatur — behandelt werden. 
Sharp führt erste Gedanken über die Demarkationslinie zwischen den Westmächten 
und der Sowjetunion in Deutschland auf britische militärische Planungen zurück. Sol-
che Überlegungen wurden vor allem von dem britischen Generalleutnant Morgan als 
Stabschef beim alliierten Oberkommando ab Juli 1943 vorangetrieben. Morgan ging 
davon aus, daß die drei Mächte das zusammenbrechende Deutschland zu gleich gro-
ßen Teilen besetzen würden, wobei Berlin eine gemeinsam besetzte Enklave werden 
sollte. Dabei müßten die Briten den Nordwesten und die Amerikaner, bei der geplan-
ten Invasion auf dem Westflügel eingesetzt, folgerichtig den Süden und Westen 
Deutschlands erhalten. Von amerikanischer militärischer Seite kamen keine Ein-
wände gegen diesen Plan22. Die Grenzziehung im Bereich der Provinz Sachsen (-An-
halt) und Thüringen war hierbei noch nicht angesprochen. Ebenso waren bei den 
etwa gleichzeitig auf britischer Seite angestellten politischen Erwägungen zunächst 
nur Pommern, Brandenburg, Schlesien und Mecklenburg als sowjetische Zone vorge-
sehen, mit der Abtrennung Ostpreußens vom Reich rechnete man bereits. 
Ende September/Anfang Oktober 1943 entstand in dem britischen »Post-Hostili-
ties«-Komitee ein Entwurf, der nur noch Schleswig-Holstein, Hannover-Braun-
schweig, Westfalen, Hessen-Nassau und die Rheinprovinz als britische Zone, den 
süddeutschen Raum einschließlich Pfalz und Saarland als US-Zone, das ostdeutsche 
Gebiet einschließlich Mitteldeutschland bereits als Ostzone vorsah23. Bemerkenswer-
terweise begründete das Planungskomitee die Verwendung von Provinzial- und Lan-
desgrenzen als Zonengrenzen mit dem Hinweis, »that the Zones should be drawn to 
encourage separatist tendencies< in Germany«24. Im Verlauf des Herbstes 1943 hat es 
auf britischer Seite also eine Reduzierung der eigenen Vorstellungen gegeben. Sharp, 
der für die späteren Zonengrenzverhandlungen sehr klar die Kriegsereignisse berück-
sichtigt hat, versäumte in diesem frühen Stadium einen naheliegenden Blick auf die 
Kriegslage. Ganz sicher haben die militärisch kaum wirksamen Ergebnisse der italie-
nischen Kapitulation, das nur langsame Vordringen in Süditalien, das Scheitern der 
britischen Landungen auf griechischen Inseln, Rückschläge der Luftangriffe bei Tag 
(Schweinfurt) und bei Nacht (zu hohe Verluste bei nicht immer nachhaltigen An-
griffswirkungen) im Herbst 1943 für die Westmächte eine Kette von Enttäuschungen 
bedeutet, während gleichzeitig die Russen erhebliche Erfolge errangen. Gerade diese 
militärische Lage wird Roosevelt, der mit dem britischen Vorschlag nicht zufrieden 
war, veranlaßt haben, seine Vorstellungen als zunächst nicht erreichbare Fernziele zu 
behandeln. 
Die im Herbst 1943 vom britischen Planungskomitee vorgeschlagene Zoneneinteilung 
wurde im Dezember 1943 in einer neuen Fassung militärischen Stellen sowie einem 
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dieser nicht Urheber des Plans gewesen ist) und über Außenminister Eden dem briti-
schen Vertreter in der EAC zugeleitet: letzterer übermittelte am 15. Januar 1944 den 
britischen Vorschlag den amerikanischen und sowjetischen Vertretern. 
Sharp zählt eine Reihe von Gründen zur englischen Entscheidung für eine Nordwest-
zone und für die weiträumige Zumessung der sowjetischen Zone auf: Das Überge-
wicht der Roten Armee (an Zahl mehrfach die angloamerikanischen Truppen in Eu-
ropa übertreffend), der wahrscheinlich frühzeitige Abzug der Amerikaner aus Europa 
und deren möglicher Ersatz durch die Franzosen in der Südzone, die engen britischen 
Beziehungen zu den Niederlanden und zu den skandinavischen Ländern, die bereits 
genannte hohe Einschätzung der deutschen Verwaltungsgrenzen und schließlich ein 
Mißtrauen gegenüber den Amerikanern und ihren Konzernen, falls sie die Ruhrindu-
strie kontrollieren sollten. Nach britischer Ansicht wurde Ostpreußen bereits nicht 
mehr zu dem in Besatzungszonen aufzuteilenden Reichsgebiet gerechnet, daher ergab 
die in dem Vorschlag enthaltene Dreiteilung für die Sowjetunion einen Anteil von 
40% der Fläche, 36% der Einwohner und 33% der Wirtschaftskapazität Deutschlands 
— wegen der bereits in Teheran angesprochenen Westverschiebung Polens und der 
sich daraus ergebenden Verkleinerung der Ostzone mußte das als eine realistische 
Aufteilung erscheinen25. 
Die grundsätzliche Bedeutung des britischen Vorschlags hätte bei Sharp mehr heraus-
gestellt werden können. Es unterliegt — nachträglich gesehen — keinem Zweifel, daß 
mit dem Angebot dieser Demarkationslinie für die Sowjetunion ein Minimalanspruch 
entstanden war, von dem die Westmächte auch vor der amerikanischen Zustimmung 
nicht mehr »herunterkommen« konnten, — außer bei Hinnahme eines schweren, un-
absehbaren Konflikts mit der Sowjetunion oder bei einer möglichen Entwicklung der 
Kriegslage, die der sowjetischen Seite außerordentliche Nachteile, den Westmächten 
große Erfolge gebracht hätte. Dafür gab es jedoch weder im Januar/Februar 1944 
noch in den folgenden Monaten Anzeichen in der angloamerikanischen Kriegfüh-
rung. 
Gleichfalls zu knapp gewertet erscheint bei Sharp der sowjetische Gegenvorschlag 
vom 18. Februar 1944, der die Insel Fehmarn und einen kleinen Brückenkopf auf der 
ostholsteinischen Halbinsel bei Heiligenhafen für die sowjetische Zone forderte und 
dafür den größeren Teil des braunschweigischen Kreises Blankenburg der britischen 
Zone zuwies26. Erst nach Monaten gelang es dem britischen Vertreter, Gusew zum 
Verzicht auf dieses Projekt zu bewegen. Der wichtigere Teil der sowjetischen Gegen-
vorstellung war zweifellos der Vorschlag einer Dreimächte-Besetzung Österreichs an-
stelle einer alleinigen amerikanischen Besetzung dieses Landes und die Einbeziehung 
Ostpreußens in das sowjetische Besatzungsgebiet. 
Verglichen mit allen seitherigen Erfahrungen über sowjetische Verhandlungsführung 
mußte die Stellungnahme Gusews als maßvoll angesehen werden. Dem Urteil Herz-
felds, der von den vom britischen Vorschlag »angenehm überraschten Sowjets« 
sprach27, ist voll zuzustimmen. Da Winant um diese Zeit noch ohne Weisung seiner 
Regierung für die Entscheidung in der Zoneneinteilung war, ist zu vermuten, daß 
Gusews Entgegenkommen auf einem klugen taktischen Schachzug des Kreml be-
ruhte, mit dem weitgehenden britisch-sowjetischen Einvernehmen die USA vor voll-
endete Tatsachen zu stellen. 
Sharps sehr eingehende Darstellung des komplizierten Bearbeitungsweges bei den be-
teiligten US-Dienststellen im State Department und im War Department zeigt, wie 
die Amerikaner ihre bis dahin unfertigen Vorstellungen dem britisch sowjetischen 
Vorschlag anpassen mußten. Winant, der nur unpräzise Informationen über Roose-
velts Plan anläßlich der Gespräche auf dem Schlachtschiff »Iowa« erhalten hatte, bat 
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bedeutenderen Nordwesten Deutschlands, die Briten den Süden besetzen sollten. Er 
legte Wert auf die norddeutschen und niederländischen Häfen — um US-Truppen 
nach dem Kriegsende von Europa in den Fernen Osten verlegen zu können — und 
wollte den Engländern die Verantwortung für die Wiederherstellung des der Südzone 
benachbarten Frankreich auferlegen28. 
Winant erhielt am 8. März 1944 eine bruchstückhafte Weisung aus Washington, die 
im wesentlichen nur aus der auf der »Iowa«-Karte beruhenden Skizze über eine — in-
zwischen noch bis in den Raum Cottbus erweiterten — US-Zone bestand. Winant 
weigerte sich, diesen unkommentierten und unrealistischen Plan in der EAC vorzutra-
gen, erbat erneut detaillierte Instruktionen und sandte, um volle Klarheit zu erhalten, 
seinen politischen Berater Kennan zu Roosevelt. Eindrucksvoll schilderte Kennan die 
Unterredung mit dem Präsidenten am 3. April: »als ich ihm das Durcheinander [über 
die Grenzvorschläge] näher erläutert . . . hatte, . . . lachte er vergnügt und sagte 
>Ach das ist bloß etwas, was ich einmal auf die Rückseite eines Briefumschlages auf-
gemalt habe<.«29 Damit stimmte Roosevelt dem englisch-sowjetischen Grenzvorschlag 
zu, ohne seinen Anspruch auf die Nordwestzone aufzugeben. 
Am 1. Mai 1944 ging die entsprechende Weisung für die Demarkationslinie zwischen 
Ost- und Nordwestzone an Winant. Die Entscheidung über die wichtigste Zonen-
grenze war damit endgültig gefallen. Gleichwohl war die weitere Entwicklung bis zur 
Festlegung eines Protokolls nicht unwichtig. Zunächst gab es ein monatelanges Rin-
gen zwischen Briten und Amerikanern um die Nordwestzone, zudem weigerte sich 
die Sowjetregierung, einem Protokoll zuzustimmen, bevor sie wußte, auf welche Zo-
nenverteilung sich die beiden Westalliierten einigen würden. Offensichtlich führte die 
Kriegslage zu Weisungen an Gusew, am 12. September einem Zonenprotokoll zuzu-
stimmen, das die Zuordnung der britischen und amerikanischen Besetzung für die 
beiden Westzonen offenließ, den Russen jedoch die im Januar von den Briten vorge-
schlagene Demarkationslinie sicherte — ein wertvolles Ergebnis für die Sowjetrussen, 
die an der Weichsel standen und sich dem für sie wichtigen Südosteuropa zugewendet 
hatten, während die Westmächte nach dem Zusammenbruch der deutschen Front im 
Invasionsgebiet stürmische Fortschritte errangen30. 
Während der zweiten Quebec-Konferenz Mitte September 1944 gab Roosevelt ge-
genüber Churchill und seinen eigenen amerikanischen Mitarbeitern — besonders aus 
dem War Department — in der Frage der Zonenauswahl nach. Die Briten erhielten 
die Nordwestzone, die um die Pfalz und um das Saarland erweitert und zugunsten 
der süddeutschen US-Zone um Hessen-Nassau und Bremen mit der Wesermündung 
vermindert wurde. Damit verfügten die Amerikaner über einen Nordseehafen. Außer-
dem wurde ihnen ein Zugang durch die britische Zone dorthin ausdrücklich zugesi-
chert, sie waren also nicht auf Nachschub über französische Gebiete angewiesen. 
Diese Abmachungen wurden am 14. November in einem zweiten Zonenprotokoll — 
auf das die Sowjetunion drängte — festgehalten, rechtzeitig bevor die Franzosen am 
27. November in die EAC aufgenommen wurden, wodurch in allen noch offenen Fra-
gen mit neuen andauernden Verhandlungen und erheblichen Schwierigkeiten zu 
rechnen war31. 
Sharp führte das sowjetische Drängen nach dem zweiten Zonenprotokoll auch auf in-
zwischen eingetretene Veränderungen in der Kriegslage zurück. Die Fehlschläge der 
Westalliierten bei Arnheim und Aachen waren bereits überwunden, für die Rote Ar-
mee dagegen wogen die Verzögerungen in Ungarn und das Scheitern der sowjeti-
schen Offensive auf Gumbinnen am 22. Oktober 1944 schwer und führten zum Ver-
zicht auf eine Erweiterung der Herbst-Operation in den gesamten polnischen 
Raum32. 
Die sowjetische Lage verbesserte sich wieder mit dem Rückschlag der Amerikaner in-



folge der deutschen Ardennenoffensive. Nach dem um einige Tage vorverlegten Be-
ginn der sowjetischen Winteroffensive ab 12. Januar 1945 schien die Rote Armee in 
der Eroberung Deutschlands ein gefährliches Ubergewicht zu erhalten. Es war nicht 
mehr auszuschließen, daß die Russen erhebliche Teile der vorgesehenen britischen 
Zone besetzen würden33. Das frühe westliche Zugeständnis in der Festlegung der so-
wjetischen Besatzungszone mußte nun als ein gutes Geschäft erscheinen. Insofern wa-
ren Briten und Amerikaner zufrieden, in den Tagen der Jalta-Konferenz die sowjeti-
sche Ratifizierung der Zonenprotokolle erhalten zu haben. Die von Churchill vorge-
schlagene und von Roosevelt unterstützte Zuweisung einer Besatzungszone an Frank-
reich wurde ohne den Versuch eingebracht, dazu auch einen Beitrag aus der vorgese-
henen sowjetischen Zone auszuhandeln. Stalin hätte — angesichts seiner Erfolge — 
einen solchen Verzicht nicht geleistet, er stimmte jedoch der Übertragung von Gebie-
ten der beiden Westzonen auf eine französische Zone zu M. Doch gerade während der 
Jalta-Konferenz scheint Stalin erkannt zu haben, daß die Einnahme Berlins mit der 
sowjetischen Winteroffensive ohne einen neuen Aufmarsch nicht zu erreichen war — 
wegen der deutschen Stellung in Pommern und infolge von sowjetischen Nachschub-
schwierigkeiten 35. 

Im Verlauf des Monats März und im April verbesserte sich die Erfolgsbilanz beim 
Vorstoß in das Innere Deutschlands rapide zugunsten der Westmächte. Ohne eine 
ernste Krise mit der Sowjetunion zu riskieren, konnte diese Lageentwicklung aber 
nicht mehr zu einer Veränderung der festgelegten Zonenaufteilung führen. Insofern 
hatte Eisenhower recht, als er eine amerikanische Eroberung Berlins, die unter Hin-
nahme von Verlusten und Risiken in der zweiten Aprildekade möglich gewesen wäre, 
als eine »bloße Schau« (mere show) bezeichnete36, wobei er allerdings die mit einem 
solchen Erfolg verbundene große psychologische Wirkung gänzlich übersah. 

In der weiteren Entwicklung hat der Tod Roosevelts am 12. April ebensowenig eine 
Weichenstellung bedeutet37 wie Churchills wiederholte Warnungen an Truman und 
britische Vorschläge im April und Mai, die von den Westalliierten bis zur Linie Wis-
mar-Zwickau besetzten Gebiete der vorgesehenen Ostzone erst nach festen sowjeti-
schen Zusagen über eine gemeinsame Deutschlandpolitik zu räumen. In der Rück-
schau kann kein Zweifel daran bestehen, daß die Regierungen der westlichen Demo-
kratien in den Tagen des Sieges und angesichts der allgemeinen Bewunderung für die 
mit schweren Verlusten errungenen Siege der Roten Armee ihrer eigenen Bevölke-
rung keinen risikoreichen Kurswechsel zumuten konnten. 

Die amerikanische Politik wünschte das baldige Zustandekommen einer Dreimächte-
konferenz (von Potsdam) und suchte zugleich die russische Hilfe bei der noch bevor-
stehenden Niederwerfung Japans zu erreichen. So wurde im Verlauf des Monats Juni 
1945 mit den Sowjets vereinbart, daß die Siegermächte ab 1. Juli ihre Zonen überneh-
men, wozu der britisch-amerikanische Rückzug aus Mitteldeutschland ebenso ge-
hörte wie das Einrücken westalliierter Truppen in Berlin3'. Die dabei von den West-
mächten geräumten Gebiete machten immerhin 40% der Fläche mit 60% der Bevölke-
rung der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) aus, nachdem diese — erst durch das 
Potsdamer Abkommen — im Osten durch Oder und westliche Neiße begrenzt wor-
den war. Die von Sharp dargestellten internen britischen Erwägungen, den Alliierten 
Kontrollrat wegen der Zerstörungen in Berlin besser in Leipzig, Weimar, Erfurt, 
Halle oder Coburg unterzubringen, die Reichshauptstadt den Sowjets zu überlassen 
und infolgedessen die Zonengrenzen in Thüringen und in der Provinz Sachsen ent-
sprechend zu ändern, hatten keine Chance, da Churchill seit dem 23. Mai der ameri-
kanischen Politik zu folgen entschlossen war39. 

179 Nach langwierigen Auseinandersetzungen über die Abgrenzung der französischen 



Zone von der US-Zone und über die Einteilung der Berliner Westsektoren kam am 
26. Juli 1945 das endgültige Zonenprotokoll zustande40. 
Zusammenfassend kann aufgrund der bisherigen, von Sharp sehr bereicherten Kennt-
nisse über das Entstehen der Zoneneinteilung gesagt werden, daß diese weitgehend 
der jeweiligen Kriegslage bzw. der voraussichtlichen Lageentwicklung der Monate 
September 1943 bis Februar 1945 entsprach. Für die Westalliierten war die im Januar 
1944 von den Briten, im Februar 1944 von den Sowjets vorgeschlagene und im April 
1944 von den Amerikanern akzeptierte Linie, die im September 1944 festgelegt und 
Anfang 1945 ratifiziert worden war, weder besonders günstig noch vollkommen un-
befriedigend. Erst mit der militärischen Entwicklung im März/April 1945 hätte die 
ursprüngliche amerikanische Auffassung des »postponement«, also des Aufschubs der 
Regelung bis zu einer militärischen Besetzung Deutschlands, zu einer für den Westen 
erheblich günstigeren Lösung führen können. Bis dahin hätte sich aber die Gefahr er-
geben, daß sich die Russen — besonders infolge des Fortschreitens ihrer Winteroffen-
sive bis Anfang Februar 1945 — einen noch größeren Anteil an der Besetzung 
Deutschlands gesichert hätten, notfalls in einem militärischen Wettlauf ohne Rück-
sicht auf Verluste. 
Die in deutscher Sicht sehr bedeutende Frage, ob Anfang 1944 für die Westmächte 
nicht eine günstigere Zonenaufteilung erreichbar gewesen wäre, blieb in der genann-
ten Literatur unerörtert. Nur indirekt läßt sich aus dem dargestellten Verhandlungs-
ablauf schließen, daß eine frühzeitige, zwischen Briten und Amerikanern abgespro-
chene Forderung die Sowjets zur Zustimmung zu einer Linie nach den Vorstellungen 
von Mosely (s. Anm. 28) oder wenigstens der Linie Schwerin-Magdeburg-Plauen 
hätte veranlassen können. Dieser Versuch wurde von westlicher Seite jedoch nicht 
unternommen. Für die Amerikaner besaß ein so geringfügiger Raum kein Gewicht — 
an die besseren Möglichkeiten einer westeuropäischen Verteidigung auf einer derart 
kürzeren Linie war damals noch nicht zu denken. Für die Briten war u. a. die voraus-
sichtliche Einsparung von Besatzungstruppen und die Überschätzung der zuvor beste-
henden Provinzial- und Ländergrenzen für die Zonenverwaltung bestimmend. 
Immerhin: Eine nur wenig weiter ostwärts verlaufende Demarkationslinie hätte zwei 
bis drei Millionen Deutsche weniger dem sowjetischen Machtbereich ausgeliefert; 
eine kürzere Zonengrenze (von nur 500 km Länge anstelle von derzeit annähernd 
1400 km) hätte weniger umfangreiche Landstriche einer Teilung unterworfen. Außer-
dem: die dann für die sowjetische Besatzung verbliebenen Gebiete hätten kaum aus-
gereicht, einen hinreichend stabilen kommunistischen Staat zu errichten41. 
Für die Entstehung der Vereinbarungen ist nochmals der enge Zusammenhang mit 
der Kriegslage zu wiederholen. Die Kriegsereignisse der Monate September 1943 bis 
Februar 1945 haben eine vorentscheidende Wirkung auf die spätere Spaltung 
Deutschlands gehabt. Wer in Anbetracht der ungeheuren Auswirkung der ost-westli-
chen Demarkationslinie für das deutsche Schicksal der Vermutung nachgeht, daß von 
den Westmächten eine für sie günstigere Zonengrenze zu erreichen gewesen wäre, 
darf dabei nicht bei einseitigen Hinweisen auf tatsächliche Versäumnisse der damali-
gen amerikanischen und britischen Führung stehenbleiben. Unübersehbar ist hierbei 
eine deutsche Mitverantwortung infolge mangelnder Voraussicht ihrer damaligen po-
litischen und militärischen Führung, womit zum Abschluß dieser Betrachtung auf ein 
Desiderat an die militärgeschichtliche Forschung hingewiesen sei. Bekannt ist, wie 
noch 1943 aus rassenideologischen Gründen eine unglaubliche Unterschätzung der 
Sowjetunion in der obersten deutschen Führung verbreitet war42 . Es wäre interessant 
festzustellen, inwiefern die umfangreichen sowjetischen Erfolge von Juli 1943 bis Fe-
bruar 1945 auf eine unzweckmäßige Verteilung der deutschen Kräfte auf die einzel-

jgO nen Kriegsschauplätze erleichtert wurden. Die bisher verfügbaren Zahlen scheinen 



eine Bevorzugung des Ostheeres gegenüber den Heereskräften im Westen und in Ita-
lien zumindest vom Sommer 1943 bis zum Sommer 1944 zu bestätigen43. Zum richti-
gen Verständnis der bisher unerläuterten Zahlenangaben ist jedoch eine nähere Un-
tersuchung über Kampfwert und Ausstattung der Verbände erforderlich. Zu erwarten 
ist dabei, daß eine detaillierte Aufzählung der deutschen Kräfte unter Einschluß von 
Luftwaffe (dabei Flak) und Marine (dabei Marineartillerie) sowie eine Schätzung des 
Anteils der Rüstungsproduktion für Ost- und Westfronten zu dem Ergebnis gelangt, 
die überwiegenden deutschen Anstrengungen seien schon ab Herbst 1943 nicht mehr 
für die Ostfront und die dort stattfindenden Großkämpfe geleistet worden. Allerdings 
stand man sowohl militärisch als auch rüstungswirtschaftlich unter dem Zwang, nur 
mit einer erfolgreichen Abwehr im Westen und im Luftkrieg die Voraussetzung für 
eine Verteidigung im Osten schaffen zu können. 
Eine realistische Lagebeurteilung hätte jedoch mindestens ab November 1944 in 
Rechnung stellen müssen, daß mit der Ardennenoffensive und dem dadurch gegebe-
nen Kräfteverschleiß im Westen nicht mehr als eine Kriegsverlängerung und dazu, 
eine unverantwortliche Gefährdung der deutschen Ostprovinzen bewirkt wurde. Spä-
testens im Januar 1945 kannte die deutsche Reichsregierung die beabsichtigte Auftei-
lung Deutschlands in Besatzungszonen44. Dennoch geschah nichts von Seiten der 
deutschen Führung — abgesehen von fortgesetzten Evakuierungsmaßnahmen. Zu die-
sem Zeitpunkt war es allerdings wohl schon zu spät, den Kampfverlauf im Osten um-
zukehren und damit die Kriegslage so schwerwiegend zu verändern, daß für die 
Westmächte ein neues Aushandeln der bereits vereinbarten Zonenaufteilung möglich 
und für die Sowjets unvermeidbar wurde. 
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